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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

In der Herbstsession 2020 überwies der Ständerat stillschweigend ein Postulat seiner
Rechtskommission zur Einführung der Redlichkeitskultur im Schweizer Recht.
Darunter wird der Ansatz verstanden, dass bei einem Vorfall – typischerweise einem
Unfall oder Beinahe-Unfall in der Luftfahrt – nicht die Einzelpersonen für die Fehler
bestraft, sondern die Schwachstellen in der Organisation aufgedeckt werden sollen, die
kumulativ zum Ereignis geführt haben. Mit der Überweisung des Postulats erhielt der
Bundesrat den Auftrag, zu prüfen, wie dieses generelle Prinzip in
hochsicherheitsrelevanten Bereichen wie der Luftfahrt oder dem Gesundheitswesen
verankert werden könnte. Die Kommission hatte das Postulat eingereicht, weil sie das
Anliegen einer entsprechenden parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH; Pa.Iv. 19.478)
für unterstützungswürdig hielt, die mit der Initiative angestrebte Umsetzung jedoch als
problematisch erachtete. Gemäss geltender Rechtsprechung könne eine Person, die
sich mit einer Fehlermeldung selbst belaste, auf dieser Grundlage strafrechtlich
verfolgt werden, erklärte Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) den Stein des
Anstosses. Als Lösung hatte die parlamentarische Initiative vorgesehen, unter
bestimmten Umständen auf die Strafverfolgung zu verzichten. Dies liefe in der Ansicht
der Kommission aber den Interessen der Strafverfolgung, insbesondere der
Rechtsgleichheit und dem Anspruch der Opfer auf Durchsetzung des Strafrechts sowie
auf Schadenersatz, zuwider. Mit dem Postulat soll nun aufgezeigt werden, wie die
Redlichkeitskultur verankert werden könnte, ohne mit dem Strafrecht in Konflikt zu
kommen. 1

POSTULAT
DATUM: 23.09.2020
KARIN FRICK

Äussere Sicherheit

Mit der Überweisung eines Postulats seiner SiK beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat im Frühling 2016, eine Gesamtschau über die Rolle und den zukünftigen
Bestand des Grenzwachtkorps zu erstellen. Er soll darin darlegen, wie sich die sich
verändernden Rahmenbedingungen wie die temporäre Wiedereinführung von
Grenzkontrollen seitens einzelner EU-Staaten, die sich verändernden Flüchtlingsrouten,
die Entwicklung der Bundesfinanzen, die Anforderungen an den Zoll infolge der
zusammenwachsenden Wirtschaftsräume in den Grenzregionen,
Rekrutierungsschwierigkeiten und die Möglichkeit der Unterstützung des
Grenzwachtkorps durch die Armee auf die Aufgaben des Grenzwachtkorps auswirken. 2

POSTULAT
DATUM: 10.03.2016
KARIN FRICK

Strafrecht

Die 1989 vom Neuenburger Ständerat Béguin (fdp) eingereichte Motion, welche
verlangte, dass zu lebenslänglichen Freiheitsstrafen verurteilte Triebtäter nur
ausnahmsweise in den Genuss der vorzeitigen Entlassung kommen sollen, wurde als
Postulat überwiesen. Dabei zeigte Bundespräsident Koller (cvp) zwar durchaus
Verständnis für das Anliegen, die Bevölkerung vor gefährlichen Gewalttätern zu
schützen. Er verwies aber bezüglich der konkret zu ergreifenden Massnahmen auf die
Arbeit der Expertenkommission, welche sich mit der Revision des Allgemeinen Teils des
Strafgesetzbuches befasst. 3

POSTULAT
DATUM: 14.03.1990
HANS HIRTER

Gemäss der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), welche die Anzeigen der Polizei bei
den Gerichten – d.h. die ermittelten, aber noch nicht verurteilten Täter – erfasst, hat
die Kriminalität 1997 nochmals stark zugenommen. Nachdem im Vorjahr ein markanter
Anstieg bei den Gewaltverbrechen (namentlich Tötung und Raub) zu verzeichnen war,
nahmen 1997 vor allem die Einbruchsdiebstähle und die Sexualdelikte zu. Der Anteil der
Ausländer am Total der ermittelten Täter überstieg erstmals 50 Prozent. Davon hatte
rund ein Viertel den Wohnsitz nicht in der Schweiz. Diese wachsende Anzahl von
international tätigen ausländischen Kriminellen führte auch zu Vorstössen im
Parlament. Der Nationalrat überwies zwei Postulate von Freund (svp, AR) bzw. Bircher
(cvp, AG) (Po. 97.3171) für eine bessere Überwachung der Landesgrenzen, namentlich

POSTULAT
DATUM: 20.06.1997
HANS HIRTER
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durch eine Aufstockung des Grenzwachtkorps. 4

Der Ständerat befasste sich in der Dezembersession mit der im Vorjahr vom Bundesrat
präsentierten Revision des Strafgesetzbuchs (Allgemeine Bestimmungen, Einführung
und Anwendung) und stimmte der Vorlage zu. Grundsätzlich umstrittene Punkte gab es
in der kleinen Kammer keine, jedoch wurde eine grosse Anzahl von Detailveränderungen
am Regierungsentwurf und zudem einige Verschärfungen beschlossen. Die wichtige
Neuerung, die vorsieht, dass anstelle von kurzen Freiheitsstrafen bis zu sechs Monaten
eine neue Geldstrafe (oder eine gemeinnützige Arbeit) eingeführt wird, blieb
unbestritten. Auf Antrag seiner Rechtskommission setzte der Rat aber den
Höchsttagessatz von 2000 auf 3000 Fr. hinauf. Als neue Strafe im Sinne einer
Zusatzmassnahme fügte er auch noch ein Fahrverbot für Delikte ein, die nicht in
Zusammenhang mit dem Strassenverkehrsgesetz stehen. Es kann bei Tätern angeordnet
werden, die ein Fahrzeug zur Tatbegehung verwendet haben. Die vom Bundesrat
beantragte Heraufsetzung der Maximaldauer der bedingt ausgesprochenen Strafen von
18 Monaten auf drei Jahre wurde etwas modifiziert, indem dem Richter die Kompetenz
eingeräumt wird, abhängig vom Verhalten des Verurteilten, auch bei kürzeren
Haftstrafen den bedingten Strafvollzug nicht zu gewähren. Die vom Bundesrat
beantragte Verwahrung von gemeingefährlichen und nicht resozialisierbaren
Gewalttätern wurde in dem Sinne verschärft, dass der Richter sie nicht bloss anordnen
kann, sondern, wenn die Gefahr weiterer Taten besteht, bereits bei Ersttätern
aussprechen muss. Bei der Bestrafung von sexuellen Delikten mit Kindern beschloss der
Rat auf Antrag seiner Kommission ebenfalls eine Verschärfung gegenüber dem
Bundesratsentwurf. Diesbezügliche Straftaten, die in einem Land begangen werden, wo
sie nicht als Delikt gelten, sollen nicht nur bei Einheimischen, sondern auch bei
Personen, die ihren Wohnsitz nicht in der Schweiz haben, sich aber vorübergehend hier
aufhalten, verfolgt werden. 5

POSTULAT
DATUM: 14.12.1999
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies ein Postulat Rickli (svp, ZH), welches den Bundesrat dazu
auffordert, die Kosten des Strafvollzugs in der Schweiz zu evaluieren. Obwohl die
Regierung den Aufwand für einen solchen Bericht als erheblich einstuft, weil der Straf-
und Massnahmenvollzug kantonal geregelt sind und deshalb eine kohärente
Gesamtschau nur in enger Zusammenarbeit mit den Kantonen möglich sei, akzeptierte
sie, dass ein solcher Bericht durchaus einem allgemeinen Interesse entspreche und
beantragte deshalb die Annahme des Postulats. 6

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Ein vom Nationalrat überwiesenes Postulat Pius Segmüller (cvp, LU) beauftragte den
Bundesrat zu prüfen, ob die Strafprozessordnung dahingehend zu ändern ist, dass
künftig Raser, die schwere Verkehrsunfälle mit Toten und Verletzten verursachen,
konsequent in Untersuchungshaft gesetzt werden könnten. Der Bundesrat beantragte
eine Ablehnung des Postulats, da die Untersuchungshaft eine schwere strafprozessuale
Zwangsmassnahme darstelle. 7

POSTULAT
DATUM: 02.03.2011
NADJA ACKERMANN

Mit der Verwahrung beschäftigte sich auch ein überwiesenes Postulat Recordon (gp,
VD), das den Bundesrat beauftragt, einen Bericht über die Anwendung des Artikels 64
StGB über die Massnahmen der lebenslänglichen Verwahrung bzw. der Verwahrung auf
unbestimmte Zeit zu erstellen. Das EJPD führt bereits seit 2008 eine Evaluation des
Allgemeinen Teils des StGB durch und ein Bericht soll Ende 2012 verfügbar sein. 8

POSTULAT
DATUM: 10.03.2011
NADJA ACKERMANN

Die Flucht von Jean-Louis B. 2011 warf Fragen auf über die Qualität des Strafvollzugs in
den Kantonen. Ein überwiesenes Postulat Amherd (cvp, VS) beauftragte nun den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichtes über den Stand des Straf- und
Massnahmenvollzuges in der Schweiz. Auch die Kantone ergriffen Massnahmen, um
künftig Missverständnisse im Strafvollzug zu verhindern. Dazu verabschiedete die
Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD) am 29. März ein
fünfseitiges Merkblatt, das die drei regionalen Strafvollzugskonkordate präzisiert und
damit Ausgangs- und Urlaubsregeln für Strafgefangene vereinheitlichen soll. 9

POSTULAT
DATUM: 16.03.2012
NADJA ACKERMANN
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Ebenfalls in Reaktion auf die beiden Mordfälle forderte ein diskussionslos überwiesenes
Postulat Rickli (svp, ZH) einen Bericht über die Entwicklung der Verwahrungspraxis in
der Schweiz seit dem letzten Bericht aus dem Jahr 2007. Die aktuellen Daten sollten die
Basis für die bevorstehende Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches
sein. 10

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN

Einen expliziten Schutz für Kinder als Opfer von Gewalttaten forderte ein
überwiesenes Postulat Fehr (sp, ZH). Der Bundesrat soll in einem Bericht darlegen, mit
welchen Anpassungen des Bundesgesetzes über Opferhilfe und der
Strafprozessordnung den spezifischen Bedürfnissen der Minderjährigen Rechnung
getragen werden kann. 11

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN

In der Wintersession 2015 nahm der Nationalrat diskussionslos ein Postulat seiner
Rechtskommission an, welches den Bundesrat auffordert, im Rahmen der
Praxistauglichkeitsprüfung der geltenden Strafprozessordnung auch die kantonalen
Praktiken der kontradiktorischen Beweisaufnahme zu untersuchen. Die bekannte
Problematik besteht im Recht auf Teilnahme am Beweisverfahren, welches die
geltende Strafprozessordnung uneingeschränkt bereits zu Beginn des Verfahrens
gewährt. In Verfahren mit mehreren Mitbeschuldigten stellen die getrennten
Einvernahmen der einzelnen Beteiligten ein zentrales Element für die Wahrheitsfindung
dar. Gemäss der aktuellen Regelung können die beschuldigten Personen an den
Einvernahmen der jeweils anderen anwesend sein und so ihre Aussagen aufeinander
abstimmen, was die Wahrheitsfindung erheblich erschwert. Allfällig erforderliche
Änderungen am entsprechenden Artikel 157 StPO wird der Bundesrat dem Parlament bis
Ende 2018 unterbreiten. Mit diesem Postulat wird dem zuvor in einer
parlamentarischen Initiative Reimann (svp, SG; Pa.Iv. 14.462) und einer Motion Kuprecht
(svp, SZ; Mo. 15.3055) erfolglos vorgebrachten Anliegen Rechnung getragen. 12

POSTULAT
DATUM: 10.12.2015
KARIN FRICK

Der Bundesrat soll die verschiedenen Aufbewahrungsfristen im DNA-Profil-Gesetz
evaluieren und in einem Bericht darlegen, ob und wie die DNA-Profile verurteilter
Straftäter länger aufbewahrt werden könnten oder gar nicht mehr gelöscht werden
müssten. Der Nationalrat nahm ein entsprechendes Postulat seiner Rechtskommission
Anfang März 2016 stillschweigend an. Den Strafverfolgungsbehörden soll dadurch die
Identifizierung von Tätern, aber auch die Entlastung von Unschuldigen erleichtert
werden. Der Bericht soll auch die Datenschutzthematik behandeln und als
Diskussionsgrundlage für eine allfällige Revision des DNA-Profil-Gesetzes dienen. 13

POSTULAT
DATUM: 03.03.2016
KARIN FRICK

Als zentrales Problem bei der Kriminalitätsbekämpfung identifizierte die FDP-Fraktion
die lange Dauer der Strafverfahren. Der grosse Zeitabstand zwischen Tat und Strafe
gebe den Tätern ein Gefühl der Straflosigkeit, während die Polizei und die
Staatsanwaltschaft verbittert und frustriert und die Bevölkerung verunsichert
zurückblieben. Mit einem Postulat forderte die FDP daher vom Bundesrat einen
Bericht, der aufzeigen soll, welche Massnahmen die Kantone zur Beschleunigung der
Strafverfahren umgesetzt haben. Hintergrund des Vorstosses war die Stellungnahme
des Bundesrates zum Postulat 12.4076 („Besonderes gerichtliches Verfahren zur
Bekämpfung der Kleinkriminalität“), in der der Bundesrat zu Bedenken gab, dass eine
Verfahrensbeschleunigung nicht durch das Errichten von Schnellgerichten zu erzielen
sei, sondern dass dafür vielmehr die Kantone durch die Organisation ihrer
Strafrechtspflege sowie durch den Gebrauch des Strafbefehlsverfahrens und des
abgekürzten Verfahrens verantwortlich seien. Aus einem interkantonalen Vergleich soll
nun hervorgehen, wie sich der Umfang der Ressourcen für die Strafrechtspflege sowie
die organisatorischen Vorkehrungen entwickelt haben und welche Massnahmen als
„Best Practices“ angesehen werden können. Bundesrätin Sommaruga zeigte sich im
Nationalrat skeptisch, ob es wirklich die Aufgabe des Bundes sei, „pädagogisch auf die
Kantone einzuwirken, indem er sie miteinander vergleicht.“ Dennoch überwies die
grosse Kammer im Mai 2017 das Postulat mit 105 zu 80 Stimmen bei einer Enthaltung. 14

POSTULAT
DATUM: 03.05.2017
KARIN FRICK
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Als sich die SPK-NR bei der Detailberatung der DSG-Revision mit dem darin
vorgesehenen Sanktionssystem beschäftigte, stellte sich ihr die Frage, ob in diesem
Zusammenhang anstatt natürliche Personen (z.B. die Führungskräfte eines
Unternehmens) eher oder auch juristische Personen (das Unternehmen selbst) zur
Rechenschaft gezogen werden sollten. Dazu müssten neben strafrechtlichen
Sanktionen auch Verwaltungssanktionen für Verstösse gegen das Datenschutzrecht
eingeführt werden. Da bei den Verwaltungssanktionen in der Schweiz «beträchtliche
Rechtsunsicherheit» herrsche, wie Kommissionssprecher Heinz Brand (svp, GR) vor
dem Nationalratsplenum Justizministerin Karin Keller-Sutter zitierte, hatte die
Kommission ein Postulat verfasst mit dem Auftrag, die allgemeine Einführung
pekuniärer Verwaltungssanktionen im Schweizer Recht zu prüfen. Der Bundesrat
erklärte sich bereit, sich dieser Thematik umfassend anzunehmen und gesetzliche
Lösungen für ein System pekuniärer Verwaltungssanktionen zu prüfen, das alle
betroffenen Rechtsbereiche (neben dem Datenschutz- beispielsweise auch das Kartell-
und das Fernmelderecht) abdecken kann. Der Nationalrat überwies das Postulat in der
Frühjahrssession 2019 stillschweigend. 15

POSTULAT
DATUM: 04.03.2019
KARIN FRICK

Der Bundesrat soll in einem Bericht darlegen, wie die lebenslange Freiheitsstrafe
reformiert werden könnte, um besonders schweren Straftaten besser gerecht zu
werden. Mittels Postulat wurde diese Forderung im Juni 2018 von Andrea Caroni (fdp,
AR) an den Ständerat (Po. 18.3530) und von Natalie Rickli (svp, ZH) an den Nationalrat
(Po. 18.3531) herangetragen. Als problematisch erachteten die Postulanten an der
lebenslangen Freiheitsstrafe unter anderem, dass die Dauer der tatsächlich verbüssten
Strafe vielmehr von der Rückfallgefahr des Täters abhängt und weniger von der Schwere
der begangenen Tat. Drei im Postulat genannte Reformvorschläge umfassen erstens die
Möglichkeit für die Gerichte, die bedingte Entlassung bei besonders schwerem
Verschulden für länger als die heute gebräuchlichen 10 oder 15 Jahre auszuschliessen;
zweitens die Möglichkeit, eine bedingte Entlassung bei besonders schwerem
Verschulden ganz auszuschliessen; und drittens die Möglichkeit für deutlich längere
Freiheitsstrafen als Alternative zur lebenslangen Freiheitsstrafe. Der Bundesrat stand
einer Diskussion der verschiedenen komplexen Fragen, die die lebenslange
Freiheitsstrafe und deren Anwendung – sowohl unter Juristinnen und Juristen als auch
in der Gesellschaft – aufwirft, offen gegenüber und beantragte die Postulate zur
Annahme. Der Ständerat begrüsste in der Herbstsession 2018 einen ergebnisoffenen
Bericht zum Thema und überwies das Postulat Caroni einstimmig an den Bundesrat. Das
Postulat Rickli wurde von der Grünen Nationalrätin Sibel Arslan (basta, BS) bekämpft,
weshalb dessen Diskussion erst in der Sommersession 2019 stattfand. Arslan sah keine
Notwendigkeit oder Dringlichkeit für ein solches Vorgehen, vermutete populistische
Hintergedanken seitens der Postulantin und wies auf die Schwierigkeit hin, besonders
schwere Straftaten zu definieren. Nachdem Justizministerin Karin Keller-Sutter
ausgeführt hatte, der Bundesrat erachte es als wichtig, die lebenslange Freiheitsstrafe
besser zu verstehen, und das EJPD habe zudem in Erfüllung des überwiesenen Postulats
Caroni bereits mit der Ausarbeitung des geforderten Berichts begonnen, stimmte die
grosse Kammer dem Schwesterpostulat Rickli mit 112 zu 62 Stimmen zu. 16

POSTULAT
DATUM: 13.06.2019
KARIN FRICK

Mit der stillschweigenden Überweisung eines Postulats Mazzone (gp, GE) in der
Sommersession 2019 beauftragte der Nationalrat den Bundesrat zu prüfen, wie
Instrumente der Wiedergutmachungsjustiz in die schweizerische Rechtsordnung
integriert werden könnten. Die Wiedergutmachungsjustiz fördere im Nachgang einer
Straftat die gemeinsame Lösungssuche aller beteiligten Personen und sei somit eine
«sehr interessante Ergänzung zur üblichen Strafjustiz», begründete die Postulantin ihr
Anliegen. Zu den vielfältigen Vorteilen der Wiedergutmachungsjustiz zählten ein
ausgeprägteres Gerechtigkeits- und Sicherheitsgefühl für das Opfer einer Straftat sowie
eine geringere Rückfallgefahr auf der Täterseite. 17

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
KARIN FRICK

Der Bundesrat soll die Regeln zur Gesamtstrafenbildung überprüfen und mögliche
Alternativen zum geltenden Recht mit ihren Vor- und Nachteilen aufzeigen. So verlangte
es der Ständerat, als er in der Sommersession 2020 ein entsprechendes Postulat seiner
Rechtskommission überwies. Eine Gesamtstrafe wird gebildet, wenn jemand mehrere
Delikte gleichzeitig begangen hat, und fällt nach dem sogenannten Asperationsprinzip
immer geringer aus als die Summe der Einzelstrafen. Im Ratsplenum machte
Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) auf zwei konkrete Probleme der heutigen
Regeln aufmerksam: Einerseits bedinge die festgeschriebene maximale Anzahl von 180

POSTULAT
DATUM: 09.06.2020
KARIN FRICK
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Tagessätzen, dass eine Gesamtstrafe nie höher als 180 Tagessätze sein kann, selbst
wenn zum Beispiel von drei begangenen Delikten jedes einzelne 90 Tagessätze Strafe
nach sich zöge; so könne man ab einem gewissen Punkt «gratis delinquieren».
Andererseits werde auch bei Delikten, die in der Probezeit einer bedingten Strafe
begangen werden, mit der ursprünglichen, bedingten Strafe eine Gesamtstrafe gebildet,
womit man gerade dann einen «Rabatt» auf die Strafe erhalte, wenn man sich
eigentlich bewähren sollte. 18

In der Herbstsession 2020 schrieb der Nationalrat das Postulat der RK-NR betreffend
eine Bussenkompetenz für Transportunternehmen stillschweigend ab, da der
Bundesrat in Erfüllung des Postulats im August 2019 einen gleichnamigen Bericht
veröffentlicht hatte. Darin war er zum Schluss gekommen, dass die Ermächtigung
öffentlicher Transportunternehmen zur Ausstellung von Ordnungsbussen nicht
vorteilhaft sei und deshalb nicht eingeführt werden solle. Die Einführung einer solchen
Bussenkompetenz setze nämlich voraus, dass bestimmte Antragsdelikte in
Offizialdelikte umgewandelt werden müssten, was zu Missverhältnissen zwischen der
Verfolgung verschiedener Straftatbeständen führen würde. 19

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
CATALINA SCHMID

Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 ein Postulat Feri
(sp, AG) für eine Evaluation des Bundesgesetzes über Kindesentführungen. Der
Bundesrat soll in einem Bericht beleuchten, wie die Bundesbehörden internationale
Kindesentführungsfälle im Zusammenhang mit dem Haager
Kindesentführungsübereinkommen bearbeiten. Dabei soll untersucht werden, ob sie
alle Möglichkeiten ausschöpfen, um die Interessen der entführten Kinder
wahrzunehmen. 20

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
KARIN FRICK

Nachdem der Bundesrat die DNA-Löschfristen im Rahmen der Revision des DNA-
Profil-Gesetzes evaluiert und damit das Postulat der RK-NR mit ebendieser Forderung
erfüllt hatte, schrieb der Nationalrat den Vorstoss im Mai 2021 ab. 21

POSTULAT
DATUM: 04.05.2021
CATALINA SCHMID

Nachdem der Bundesrat die beiden gleichlautenden Postulate Caroni (fdp, AR) und
Rickli (svp, ZH) betreffend die Reform der lebenslangen Freiheitsstrafe für besonders
schwere Straftaten mit einem Bericht erfüllt hatte, schrieben die eidgenössischen Räte
die beiden Vorstösse in der Sommersession 2021 ab. 22

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
KARIN FRICK

Im Rahmen der Beratung der parlamentarischen Initiative Suter (sp, AG; Pa.Iv. 20.445)
beschloss die RK-NR, ein Postulat für Ergänzungen des Strafgesetzbuchs betreffend
Cybermobbing und digitaler Gewalt einzureichen. Gegenwärtig enthalte das
Strafgesetzbuch zwar verschiedenste Artikel, die zur Bestrafung von Cybermobbing zur
Anwendung kommen könnten, allerdings reiche die blosse Erwähnung des
Cybermobbings im StGB nicht aus, um die «Nöte der Betroffenen» zu lindern,
begründete die Kommission ihren Vorstoss. In der Herbstsession 2021 nahm der
Nationalrat das Postulat stillschweigend an. 23

POSTULAT
DATUM: 27.09.2021
CATALINA SCHMID

Grundrechte

Auch der Nationalrat setzte sich für die Bekämpfung des Menschenhandels ein und
überwies ein Postulat Streiff-Feller (evp, BE) diskussionslos. Der 2012 eingereichte
Vorstoss forderte zwar vom Bundesrat vorerst nur einen Bericht zur Bekämpfung des
Menschenhandels zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung. Hinter dem Postulat versteckt
sich jedoch das Anliegen Streiff-Fellers, auch in der Schweiz ein Prostitutionsverbot
einzuführen. Das bislang kaum beachtete Postulat erhielt durch den
Rotlichtmilieuskandal in der Zürcher Stadtpolizei politische Brisanz und entfachte eine
lebhafte Diskussion über das Verbot des käuflichen Sex. 24

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
NADJA ACKERMANN
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Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Streiff-Feller (evp, BE) ab, da der
Bundesrat das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu
Prostitution und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 25

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Innere Sicherheit

Der Nationalrat stimmte einem Postulat Grendelmeier (ldu, ZH) zu, welches den
Bundesrat auffordert, periodisch einen Bericht über die Entwicklung auf dem Gebiet
des gewalttätigen politischen Extremismus vorzulegen.
(Vgl. letzter Extremismusbericht 1992.) 26

POSTULAT
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Der Bundesrat sollte mit Blick auf die bevorstehende Weltausstellung Expo 2015 in
Mailand ein Sicherheitskonzept entwerfen, das eine effiziente Koordination zwischen
den Bundesbehörden, den kantonalen Sicherheitsorganen und den italienischen
Polizeiorganen sicherstellt. Das Postulat Romano (cvp, TI) sah im Konzept zugleich einen
Nutzen über die Expo hinaus, da aktuell ein Anstieg der grenzüberschreitenden
Kriminalität verzeichnet werde. Der Nationalrat teilte diese Ansicht und überwies den
Vorstoss diskussionslos an den Bundesrat. 27

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
NADJA ACKERMANN

Mit der Annahme des Postulates seiner SPK im Sommer 2017 beauftragte der Nationalrat
den Bundesrat zu prüfen, ob die Forderung der Tessiner Standesinitiativen nach
systematischer Einholung von Strafregisterauszügen, wenn EU-Bürgerinnen und -Bürger
eine Aufenthaltsbewilligung für die Schweiz beantragen, durch einen Beitritt zum
europäischen Strafregisterinformationssystem ECRIS mindestens teilweise erfüllt
werden kann. Der Bundesrat hatte sich bereit erklärt, das Postulat entgegenzunehmen.
Darüber hinaus wolle er eine umfassende Prüfung der Vor- und Nachteile einer
Schweizer ECRIS-Beteiligung im Allgemeinen vornehmen und dabei sowohl die Kosten
als auch den Nutzen für die Straf- und Verwaltungsbehörden berücksichtigen. 28

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
KARIN FRICK

Der Nationalrat überwies in der Wintersession 2017 stillschweigend ein Postulat
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) für griffige Instrumentarien gegen Gewaltextremisten.
Der Bundesrat soll in einem Bericht aufzeigen, was für Instrumentarien insbesondere
im Strafrecht nötig wären, um besser gegen gewalttätigen Extremismus vorgehen zu
können. 29

POSTULAT
DATUM: 15.12.2017
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2021 überwies der Nationalrat mit 120 zu 66 Stimmen ein 2019
eingereichtes Postulat Vitali (fdp, LU) – in der Zwischenzeit übernommen von Marcel
Dobler (fdp, SG) – mit der Forderung nach einem verhältnismässigen BÜPF. Als
unverhältnismässig sah der Postulant konkret die Pflichten an, die Anbieterinnen von
Fernmeldedienstleistungen durch das BÜPF auferlegt werden, sowie die dadurch
verursachten Kosten. Insbesondere für KMU seien diese Pflichten schwer stemmbar,
weshalb eine Entlastung geprüft werden müsse. Der Bundesrat soll in einem Bericht
Massnahmen aufzeigen, wie das BÜPF KMU-freundlicher umgesetzt werden könne. Der
Bundesrat hatte in diesem Postulat keinen Mehrwert gesehen und aus diesem Grund
dessen Ablehnung beantragt. Im Ratsplenum hatte Justizministerin Karin Keller-Sutter
zuvor ausgeführt, dass gegenwärtig vier Kategorien von Mitwirkungspflichtigen im
Gesetz verankert seien. Jedes KMU könne einen Herabstufungsantrag stellen und werde
mit grosser Wahrscheinlichkeit eine Pflichtenreduktion erhalten. 30

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

Im September 2021 reichte der Mitte-Nationalrat Marco Romano (TI) in der grossen
Kammer ein Postulat mit der Forderung ein, dass die Prävention und das Aufdecken
von Aktivitäten zur Bekämpfung der internationalen organisierten Kriminalität
verbessert werden müssten. Dazu solle der Bundesrat in einem Bericht die verfügbaren
Instrumente analysieren und eine Anpassung der Gesetzgebung prüfen, um die zeitnahe
Erkennung von entsprechenden Aktivitäten sowie eine verstärkte Prävention zu
ermöglichen. Unter die zu prüfenden Instrumente falle gemäss dem Postulant der
gezielte Informationsaustausch sowohl zwischen Strafverfolgungsbehörden als auch
zwischen anderen relevanten Bereichen der Verwaltung. In seiner Stellungnahme zeigte
sich der Bundesrat bereit, die vorhandenen Instrumente und den allfälligen

POSTULAT
DATUM: 17.12.2021
CATALINA SCHMID
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gesetzgeberischen Handlungsbedarf im Rahmen der beiden überwiesenen Vorstösse
Guggisberg (svp, BE; Po. 20.3809) und Eichenberger (fdp, AG; Mo. 18.3592) mit einem
Fokus auf das Melderecht nicht-polizeilicher Behörden zu prüfen. In der Wintersession
2021 überwies der Nationalrat das Postulat Romano schliesslich stillschweigend. 31

Kriminalität

Der Ständerat überwies ein Postulat Gadient (svp, GR) für einen Bericht über den Straf-
und Massnahmenvollzug; besondere Beachtung sollen dabei die durch den hohen
Anteil von Drogensüchtigen und Ausländern entstehenden Probleme finden. 32

POSTULAT
DATUM: 04.06.1992
HANS HIRTER

Zusätzliche Massnahmen gegen ausländische Drogenhändler forderte eine Motion der
liberalen Fraktion. Sie verlangte eine Verschärfung des Betäubungsmittelgesetzes in
dem Sinne, dass Ausländer ohne Niederlassungsbewilligung, welche zu Zuchthaus- oder
Gefängnisstrafen verurteilt worden sind, automatisch nach Verbüssung der Strafe des
Landes verwiesen werden, sofern nicht internationale Übereinkommen eine
Ausschaffung verbieten. Der Nationalrat überwies den Vorstoss als Postulat. 33

POSTULAT
DATUM: 06.10.1994
HANS HIRTER

Mit einem Postulat Schenk (svp, BE) lud der Nationalrat den Bundesrat ein, Massnahmen
zu überprüfen, mit denen Geldwäscherei mittels Zahlungsverkehr auf den neuen
elektronischen Datennetzen (Internet etc.) verhindert werden kann. 34

POSTULAT
DATUM: 23.06.1995
HANS HIRTER

In Zürich fand vor dem Bezirksgericht der Prozess im bisher grössten Fall von
Korruption in der Schweiz statt. Der frühere Leiter der Abteilung Wirtschaftswesen der
Kantonsverwaltung (u.a. zuständig für die Bewilligung von Restaurants etc.), Raphael
Huber, wurde wegen passiver Bestechung (Annahme von Bestechungsgeldern) im
Umfang von CHF 2.4 Mio angeklagt. Im Abwesenheitsverfahren verurteilte ihn das
Gericht zu einer Gefängnisstrafe von fünf Jahren, einer Busse von CHF 200'000 und zur
Ablieferung der nachgewiesenen Deliktsumme von CHF 1.38 Mio. Diverse Besitzer von
Gastronomiebetrieben wurden wegen aktiver Bestechung mit Gefängnisstrafen bis zu 15
Monaten bedingt, kombiniert mit Bussen bis zu CHF 40'000 und mit der Einziehung von
erlangten Vermögensvorteilen bestraft. Das EJPD setzte – als Konsequenz aus einer im
Vorjahr als Postulat überwiesenen Motion Rechsteiner (sp, SG) – eine Arbeitsgruppe
ein, welche einen Bericht über das Ausmass der Korruption in der Schweiz anfertigen
soll. 35

POSTULAT
DATUM: 03.10.1995
HANS HIRTER

Der Ständerat überwies in Postulatsform eine Motion Béguin (fdp, NE) für die Schaffung
einer Zentralstelle des Bundes für die Bekämpfung der Pädophilie und einer
Datenbank mit Bildern von Opfern und Tätern zwecks Verbesserung der Ermittlung bei
Delikten. Zuvor hatte der Bundesrat zugesichert, dass die damit befasste Stelle beim
Bundesamt für Polizeiwesen (Fachstelle Menschenhandel) ausgebaut und die Errichtung
einer Datenbank abgeklärt wird. 36

POSTULAT
DATUM: 02.03.1998
HANS HIRTER

In der Wintersession überwies der Nationalrat ein Postulat Segmüller (cvp, LU), das den
Bundesrat auffordert, einen Bericht zur öffentlichen Sicherheit zu verfassen. Neben
der Erfassung der Gewalt in der Schweiz soll der Bericht auch Strategien für die
Prävention und Bekämpfung von Kriminalität in Form eines Massnahmenkatalogs
enthalten. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Vorstosses. 37

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Durch das von Nationalrätin Wyss (gp, SO) eingereichte Postulat wird der Bundesrat
aufgefordert, die Unterstellung des Immobiliensektors unter das Geldwäschereigesetz
(GwG) erneut zu prüfen. Dies war in einem Vorentwurf eines Bundesgesetzes über die
Umsetzung der revidierten Empfehlung der internationalen Expertengruppe zur
Bekämpfung der Geldwäscherei, Financial Action Task Force (FATF/GAFI), im Jahr 2005
bereits beantragt worden. Aufgrund der ablehnenden Haltung in der Vernehmlassung
verzichtete der Bundesrat damals aber darauf und begnügte sich damit, dass durch die
Bestimmung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung der Geldwäscherei (Art. 305bis

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN
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StGB) nicht nur Finanzintermediäre erfasst sind. Der Nationalrat überwies das Postulat
in der Frühjahrssession 2011. 38

Seit 2010 verfügt die Schweiz über das Instrument des Entführungsalarms, welches bei
einer Kindesentführung als exzessivste Form der Öffentlichkeitsfahndung ein rasches
Handeln garantieren soll. Da dieser Alarm bisher noch nie ausgelöst wurde, fordert
Recordon (gp, VD) in seinem Postulat den Bundesrat auf zu prüfen, inwiefern u.a. die
Schaffung einer formell-gesetzlichen Grundlage, eine Lockerung der
Alarmvoraussetzungen sowie die Einrichtung einer Alarmzwischenstufe das Instrument
verbessern könnten. Der Ständerat überwies das Postulat an den ablehnenden
Bundesrat mit 22 zu 9 Stimmen. 39

POSTULAT
DATUM: 12.06.2014
NADJA ACKERMANN

Um dem Schwinden des Vertrauens in die Bundesverwaltung entgegenzuwirken, soll im
Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen ein Passus eingeführt werden,
der Korruptionshandlungen bei öffentlichen Beschaffungen erschwert. Mit diesem Ziel
überwies der Ständerat ein Postulat Engler (cvp, GR) an den Bundesrat. 40

POSTULAT
DATUM: 17.06.2014
NADJA ACKERMANN

Im Frühjahr 2015 gab der Nationalrat beim Bundesrat einen Bericht über erfolgreiche
nationale und internationale Massnahmen im Kampf gegen Stalking in Auftrag. Den
zweiten Punkt desselben Postulats Feri (sp, AG), der vom Bundesrat darüber hinaus
noch wissen wollte, wie eine nationale Strategie zur Bekämpfung von Stalking
ausgestaltet werden könnte, lehnte der Rat jedoch ab. 41

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
KARIN FRICK

Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG) reichte im Juni 2013 ein Postulat ein, das den
Bundesrat beauftragte, einen Grundlagenbericht zum Bedrohungsmanagement bei
häuslicher Gewalt in der Schweiz zu verfassen, mit besonderem Fokus auf den
rechtlichen Aspekt des für ein koordiniertes Vorgehen notwendigen Datenaustauschs.
Der Bundesrat empfahl das Postulat zu Annahme. 
In der Herbstsession 2013 wurde fälschlicherweise die Annahme des Postulats
festgehalten, obwohl Andrea Geissbühler (svp, BE) es bekämpft hatte. In der
Sondersession vom Mai 2015 debattierte der Nationalrat deshalb über das Postulat.
Geissbühler argumentierte dabei, der geforderte Bericht sei unnötig, da die Kantone in
dieser Sache zuständig und sich des Problems sehr wohl bewusst seien. Laut
Bundesrätin Simonetta Sommaruga könne der Bericht hingegen bundesrechtliche
Hindernisse beim Datenaustausch der Kantone in diesem Bereich beleuchten, was den
Kantonen helfen würde, ein Bedrohungsmanagement aufzubauen und Eskalationen bei
häuslicher Gewalt zu verhindern. Der Nationalrat nahm das Postulat schliesslich mit 133
zu 52 Stimmen an. Als einzige Fraktion stimmte diejenige der SVP geschlossen
dagegen. 42

POSTULAT
DATUM: 05.05.2015
ELIA HEER

Die meisten Hackerangriffe auf Daten sammelnde und lagernde Organisationen werden
aus Angst vor Imageschäden verschwiegen. Mit der stillschweigenden Annahme eines
Postulats Béglé (cvp, VD) trug der Nationalrat dem Bundesrat auf zu prüfen, ob und wie
solche Organisationen verpflichtet werden können, nach Hackerangriffen die
geschädigten Personen über den Vorfall zu informieren. Personen, deren
elektronische Daten durch den Angriff in die Hände Dritter gelangt sind, soll mit dieser
Informationspflicht die Möglichkeit gegeben werden, etwas zu unternehmen, um den
Schaden zu begrenzen. Darüber hinaus sollte die Aussicht auf einen Imageschaden
Organisationen in Verantwortung für elektronische Daten wachsamer werden lassen. 43

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
KARIN FRICK

Zwei gleichlautende Postulate zum Thema Prävention pädosexueller Straftaten wurden
im September 2016 von Natalie Rickli (svp, ZH) im Nationalrat (Po. 16.3637) und von
Daniel Jositsch (sp, ZH) im Ständerat (Po. 16.3644) eingereicht. Demnach soll der
Bundesrat in einem Bericht die Wirkung von Präventionsprojekten nach dem Vorbild
von „Kein Täter werden“ in Deutschland oder „Dis No“ in der Romandie auf potenzielle
pädosexuelle Straftäter sowie den Erfolg solcher Projekte in der Praxis darlegen. Die
genannten Projekte ermöglichen es Personen mit pädophiler Neigung, die aber nicht
straffällig werden wollen, eine Therapie in Anspruch zu nehmen. Zudem soll im Bericht

POSTULAT
DATUM: 16.12.2016
KARIN FRICK
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die Frage erörtert werden, ob durch ein ausgebautes Präventionsangebot in der
Schweiz solche Straftaten verhindert werden könnten und falls ja, wie ein
entsprechendes Angebot gewährleistet werden könnte und welche Rolle dabei dem
Bund zukäme. Im Dezember 2016 wurden beide Postulate vom jeweiligen Rat
oppositionslos überwiesen. 44

Mit der stillschweigenden Überweisung eines Postulats Glättli (gp, ZH) forderte der
Nationalrat in der Frühjahrssession 2018 den Bundesrat auf, Sicherheitsstandards für
Internet-of-Things-Geräte zu prüfen. In der Begründung des Vorstosses identifizierte
der Postulant die ans Internet angebundenen Geräte (sogenanntes Internet of Things)
als eine der grössten Bedrohungen für die Cybersicherheit in der Schweiz, weil sie bei
der Einfuhr zwar Elektronik- und Funkstandards, nicht aber einfachste Grundsätze der
Informationssicherheit erfüllen müssten. Der Bundesrat hatte die Annahme des
Postulats beantragt, weil er es als sinnvoll erachtete, die im Vorstoss aufgeworfenen
Fragen zu untersuchen. 45

POSTULAT
DATUM: 16.03.2018
KARIN FRICK

Mit der stillschweigenden Überweisung eines Postulats Arslan (basta, BS) in der
Wintersession 2019 beauftragte der Nationalrat den Bundesrat, wirksamere
Massnahmen zum Opferschutz in Hochrisikofällen bei häuslicher Gewalt zu prüfen.
Konkret hatte die Postulantin eine Evaluation von Möglichkeiten der
Echtzeitüberwachung und von Notfallknöpfen angedacht. Der Bundesrat sollte in
seinem Bericht die sechs Fragen behandeln, welche Instrumente für einen wirksameren
Opferschutz es gebe, ob es in anderen Ländern gute Beispiele gebe, welche Vor- und
Nachteile diese Instrumente hätten und wie sie sich auf das Opfer selbst auswirkten,
sowie welche technischen Grenzen und welche Grenzen in Bezug auf die Umsetzung
bestünden. In der Begründung des Vorstosses hatte Arslan betont, die Beendigung der
Gewalt an Frauen habe zu den wichtigsten Forderungen des Frauen*streiks vom 14. Juni
2019 gezählt. Auch der Bundesrat hatte die Annahme des Postulats beantragt. 46

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
KARIN FRICK

Der Bundesrat soll prüfen, mit welchen rechtlichen, technischen und sonstigen
Massnahmen verhindert werden kann, dass Kinder und Jugendliche zur Herstellung
von kinderpornografischem Material erpresst oder angeleitet werden. Der Nationalrat
überwies ein entsprechendes Postulat Quadranti (bdp, ZH), das zwischenzeitlich von
Heinz Siegenthaler (bdp, BE) übernommen worden war, in der Wintersession 2019
stillschweigend. 47

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
KARIN FRICK

Während gewaltbetroffene erwachsene Frauen in der ganzen Schweiz Schutz und
Zuflucht in Frauenhäusern finden könnten, fehle ein solches Angebot für Mädchen und
junge Frauen, die zum einen, wenn minderjährig, in Frauenhäusern nicht zugelassen
seien und zum anderen bezüglich Begleitung und Unterstützung andere Bedürfnisse
hätten als erwachsene Frauen, stellte die Berner SP-Nationalrätin Flavia Wasserfallen im
Herbst 2019 fest und reichte ein entsprechendes Postulat ein. Mit dessen
stillschweigender Annahme in der Wintersession 2019 gab der Nationalrat beim
Bundesrat erstens die Erhebung einer Statistik über gewaltbetroffene Mädchen und
junge Frauen sowie zweitens die Abklärung des Bedarfs an entsprechenden
Schutzplätzen in Auftrag. 48

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
KARIN FRICK

Comme le Conseil fédéral a rendu son rapport sur l'organisation de la Confédération
pour la mise en œuvre de la Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les
cyberrisques (SNPC), l'Assemblée fédérale classe donc le postulat.

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
DIANE PORCELLANA

Der Nationalrat schrieb das Postulat Glättli (gp, ZH) zur Prüfung von
Sicherheitsstandards für Internet-of-Things-Geräte in der Sommersession 2021 ab,
nachdem es der Bundesrat mit einem Bericht erfüllt hatte. 49

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
KARIN FRICK
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In der Sommersession 2021 wurden die beiden gleichlautenden Postulate Jositsch (sp,
ZH; Po. 16.3644) und Rickli (svp, ZH; Po. 16.3637) zur Prävention pädosexueller
Straftaten vom jeweils zuständigen Rat abgeschrieben, da der Bundesrat deren
Anliegen mit einem Bericht erfüllt hatte. 50

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
CATALINA SCHMID

Mittels Postulat forderte SP-Nationalrätin Yvonne Feri (AG) vom Bundesrat die
Ausarbeitung eines Berichts zur Frage, was das Fedpol gegen die sexuelle Gewalt an
Kindern im Internet unternimmt. Konkret sollen der Umgang mit Verdachtsfällen aus
dem In- und Ausland, eine nationale Online-Meldestelle sowie die notwendigen Mittel
und Massnahmen zur Wahrnehmung und Bekämpfung von Pädokriminalität geprüft
werden. Ihren Vorstoss begründete die Postulantin einerseits mit der steigenden Zahl
der sexuellen Belästigungen an Kindern im Internet und andererseits mit dem Scheitern
einer wirksamen Bekämpfung der Cyberpädokriminalität in der Schweiz. Letzteres sei
darauf zurückzuführen, dass die dazu notwendigen personellen und technischen
Ressourcen auf Bundes- und Kantonsebene knapp seien und sich die Gesetzgebung auf
Kantonsgebiete beschränke, obschon das Internet keine geografischen Grenzen kenne.
Da viele Verdachtsfälle aus dem Ausland kämen, triagiert und den jeweiligen Kantonen
zugewiesen werden müssten, komme dem Fedpol als Schnittstelle zwischen dem
Ausland und den Kantonen eine wichtige Rolle zur Bekämpfung der
Cyberpädokriminalität zu. Die Stärkung des Fedpol in dieser Rolle sei somit notwendig. 
Wie Justizministerin Karin Keller-Sutter im Ratsplenum erklärte, liege die
Strafverfolgung von Pädokriminalität in der Zuständigkeit der Kantone. Das Fedpol
nehme als Zentralstelle nur die Rolle des Koordinators ein und verfolge Verdachtsfälle
seit Beginn des Jahres nicht mehr selbst. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass die
bestehende Rollen- und Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eine wirksame
Bekämpfung der Cyberpädokriminalität auf nationaler und internationaler Ebene
gewährleisten könne und beantragte deshalb die Ablehnung des Postulats. In der
Herbstsession 2021 hiess der Nationalrat das Postulat entgegen dem Antrag des
Bundesrats mit 127 zu 62 Stimmen gut. 51

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

Die Fallzahlen von Cyberpädokriminalität stiegen seit Jahren an und befänden sich
gegenwärtig «auf einem Allzeithoch», so die Schätzungen des FBI und der UNO. Diese
Erkenntnis veranlasste Fabio Regazzi (cvp, TI) im Jahr 2019 dazu, mittels Postulat eine
Prüfung von rechtlichen und sonstigen Massnahmen zur Bekämpfung von sexuellem
Missbrauch von Kindern via Live-Streaming zu fordern. Als mögliche Massnahme solle
insbesondere der Einsatz von computergenerierten, künstlichen Bildern von Kindern
zur Anlockung potenzieller Täter geprüft werden. Dieser Ansatz habe sich in den
Niederlanden bereits seit 2014 als sehr effizient und wirksam entpuppt, sodass auch
Deutschland vorhabe, diesen künftig einzusetzen. Der Bundesrat sei sich der – durch
die Covid-19-Pandemie noch zusätzlich verstärkten – Zunahme von Pädokriminalität im
Internet und der deshalb grossen Relevanz von deren Bekämpfung sehr bewusst,
unterstrich Justizministerin Karin Keller-Sutter im September 2021 im Ratsplenum. Die
Bekämpfung von Pädokriminalität liege jedoch grundsätzlich in der Zuständigkeit der
Kantone, dies insbesondere seit der Rückübertragung bestimmter Aufgaben vom Bund
an die Kantone zu Beginn des Jahres 2021. Der Bundesrat vertrat die Meinung, dass
diese Rollenverteilung effizient und wirksam im Kampf gegen die Pädokriminalität sei
und dass daran festgehalten werden müsse. Aus diesem Grund beantragte er die
Ablehnung des Postulats. Der Nationalrat nahm das Postulat Regazzi in der
Herbstsession 2021 entgegen diesem Antrag mit 146 zu 37 Stimmen bei 4 Enthaltungen
an. Die Zustimmung zum Postulat war parteilich breit abgestützt und vereinte
vorwiegend Nationalrätinnen und -räte der Grünen, der SP, der Mitte und der SVP. Die
Grünliberalen und die FDP lehnten das Postulat grösstenteils ab. 52

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

01.01.65 - 01.01.22 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Polizei

Staatsangestellte – insbesondere Polizeibehörden – sollten besser vor Gewalt geschützt
werden. Der Nationalrat überwies mit 122 zu 37 Stimmen bei 13 Enthaltungen ein
entsprechendes Postulat seiner Kommission für Rechtsfragen an den Bundesrat und
beauftragte diesen damit, die Notwendigkeit von zusätzlichen Massnahmen zu prüfen.
In der Folge wurden die Standesinitiativen des Kantons Genf (Kt.Iv. 12.306) und des
Kantons Waadt (Kt.Iv. 11.312), die beide einen Gesetzeserlass zum besseren Schutz der
Polizeibeamten im Sinne der Petition «Stopp der Gewalt gegen die Polizei» des
Verbands Schweizerischer Polizeibeamter forderten, sistiert. 53

POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
NADJA ACKERMANN

In einem Bericht muss der Bundesrat darlegen, wie die Kommunikation und der
Datenaustausch zwischen dem Grenzwachtkorps, der Bundespolizei und den
kantonalen Polizeibehörden sowie zwischen den kantonalen Polizeibehörden
untereinander verbessert werden kann. Im Frühjahr 2017 nahm der Nationalrat ein
entsprechendes Postulat Schläfli (cvp, SO) entgegen der bundesrätlichen Empfehlung
an. Im Rat erklärte Bundesrätin Sommaruga, es sei für sie unverständlich, warum der
Bundesrat einen Bericht über eine sich bereits in Gang befindende Arbeit verfassen
müsse; durch das laufende Programm „Harmonisierung der Polizeiinformatik“ würden
ja neue Projekte gemeinsam realisiert und bestehende Systeme schrittweise
harmonisiert. 54

POSTULAT
DATUM: 15.03.2017
KARIN FRICK

Der Bundesrat muss prüfen, wie der Datenaustausch zwischen Behörden bei
Ermittlungen verbessert werden kann, um organisierte Clan- und Bandenkriminalität
frühzeitig zu erkennen und zu bekämpfen. In der Herbstsession 2020 nahm der
Nationalrat stillschweigend ein entsprechendes Postulat Guggisberg (svp, BE) an. Es sei
bekannt, dass die Aufdeckung entsprechender krimineller Machenschaften in der
Schweiz durch einen schlecht funktionierenden Datenaustausch und die fehlenden
gesetzlichen Grundlagen häufig behindert oder verhindert werde; dies werde von den
«widerrechtlich Handelnden schamlos ausgenutzt», so der Postulant. Der Bundesrat
zeigte sich in seiner Stellungnahme dazu bereit, mögliche Massnahmen zum besseren
polizeilichen Informationsaustausch im Rahmen der Umsetzung der Motion
Eichenberger (fdp, AG; Mo. 18.3592) zu prüfen. 55

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
CATALINA SCHMID

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Parlamentarierinnen und Parlamentarier sind häufig Bedrohungen, Belästigungen und
Ehrverletzungen ausgesetzt. Medienberichte und eine von der Interparlamentarischen
Union (IPU) realisierte Studie liessen erahnen, dass diese Ereignisse nicht zuletzt auch
aufgrund der sozialen Medien zugenommen hätten, begründete Margret Kiener Nellen
(sp, BE) ihr Postulat, mit dem sie eine Untersuchung zum Umfang sowie der Art der
Drohung, Belästigung oder Ehrverletzung gegen Parlamentsmitglieder forderte. Das mit
der Anfrage adressierte Büro-NR hatte sich mit 18 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung
allerdings gegen das Ansinnen gestellt. Das Phänomen verdiene Anerkennung, sei real
und könne in der Tat eine Einschränkung für die Ausübung des Parlamentsmandats
bedeuten, fasste Edith Graf-Litscher (sp, TG) die Position des Büros zusammen. Ein
Bericht darüber könne aber nicht die Lösung sein. Es sei zweckdienlicher, wenn sich
die betroffenen Ratsmitglieder an die Verwaltungsdelegation und die verschiedenen
Beratungs- und Hilfsangebote wendeten und gegebenenfalls Strafanzeige erstatteten.
Die Jahresentschädigung enthalte zudem CHF 500 für eine private
Rechtsschutzversicherung. Zwar lehnte die Mehrheit des Nationalrats das Postulat ab –
97 Stimmen standen deren 83 entgegen –, der Umstand, dass der Antrag Unterstützung
aus allen Fraktionen genoss, lässt aber erahnen, dass das Problem in der Tat virulent zu
sein scheint. 56

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Roberto Zanetti (ps, SO) a demandé au Conseil fédéral la possibilité d'instituer des
sanctions pénales pour les délits économiques et fiscaux des collaboratrices et des
collaborateurs, et cadres des banques suisses. Le Conseil fédéral s'est opposé au
postulat. Il a estimé qu'une telle mesure introduirait une forte insécurité juridique. Le
postulat a été adopté par le Conseil des Etats par 20 voix contre 18 et 1 abstention.
Dans le rapport, le Conseil fédéral a conclu que la législation helvétique était adéquate.
Elle prend en compte les législations fiscales des autres Etats, notamment à travers
l'assistance administrative et l'entraide judiciaire internationale. Le Conseil fédéral a
donc décidé qu'il était inadéquat de prendre des mesures.
Le postulat a été classé. 57

POSTULAT
DATUM: 18.01.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Die kleine Kammer befasste sich in der Wintersession 2020 mit den im Rahmen der
Motion Borloz (fdp, VD; 20.3084) geforderten Regelungen der Haftpflicht im
Gütertransport auf der Schiene. Anders als im Nationalrat war die Motion im Ständerat
umstritten. Für die Mehrheit der KVF-SR argumentierten Burkart (fdp, AG), Rieder (cvp,
VS) und Dittli (fdp, UR), dass die geforderte Klärung der Risikoverteilung und die
Regelung der Rechtsmittel bereits erfolgt und mit dem internationalen Umfeld
abgestimmt worden seien. Die Schweiz solle hier keine strengere Regelung einführen
als der Rest von Europa: «Angesichts der ausgeprägten Internationalität des
Schienengüterverkehrs wäre es widersinnig, wenn die Schweiz ein anderes als das im
Rest von Europa geltende Haftungsrecht legiferieren würde», betonte Burkart.
Ansonsten könnten Arbeitsplätze in Gefahr geraten, wenn die Gefahrgüter nicht mehr
transportiert werden könnten und die Industrie entsprechend abwandere. Oder der
Gefahrgütertransport würde gar auf die Strasse verlagert, was viel gefährlicher wäre.
Bevor das Parlament nun voreilig eine Verschärfung beschliesse, solle zuerst durch
einen Postulatsbericht eine Gesamtschau über die Bestimmungen zur Haftung im
Gütertransport erstellt werden. Entsprechend forderte die Mehrheit der KVF-SR, die
Motion abzulehnen und dafür das von ihr neu eingereichte Postulat anzunehmen. Für
die Kommissionsminderheit und damit für Annahme der Motion setzte sich Paul
Rechsteiner (sp, SG) in der Parlamentsdebatte ein. Er insistierte, dass es einen
dringenden Handlungsbedarf gebe; die Haftung der Wagenhalter müsse möglichst rasch
geklärt werden. Zudem würden die Haftungsregelungen immer noch auf nationaler
Ebene beschlossen. Es sei hier folglich am Schweizer Parlament, die nötigen
rechtlichen Änderungen vorzunehmen. Bundesrätin Sommaruga stimmte der
Argumentation von Rechsteiner zu. Ein Postulatsbericht werde zu keinen neuen
Erkenntnissen führen; früher oder später werde sich das Parlament entscheiden
müssen, wie die Haftung geregelt werden solle, so Sommaruga.
Der Ständerat lehnte die Motion schliesslich relativ knapp, mit 22 zu 17 Stimmen, ab und
nahm stattdessen das Postulat einstimmig an. 58

POSTULAT
DATUM: 08.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Bei der Behandlung der Drogen-Initiativen diskutierte der Ständerat auch eine
Standesinitiative des Kantons Solothurn aus dem Jahr 1992 (St.Iv 92.312). Diese
beantragte insbesondere die Entkriminalisierung des Drogenkonsums, ein
Staatsmonopol für Anbau, Herstellung, Einfuhr, Handel und Vertrieb von illegalen
Betäubungsmitteln sowie einen Ausbau von Prävention, Betreuung und Behandlung. In
ihren Erwägungen stellte die vorberatende Kommission fest, dass seit 1992 ein
grundsätzlicher Wandel in der schweizerischen Drogenpolitik stattgefunden habe
(Ausbau der 4-Säulen-Strategie, medizinisch kontrollierte Abgabe usw.), der es
ermögliche, einen für alle akzeptablen Mittelweg zu gehen. Aus diesem Grund wollte sie
der Standesinitiative nicht direkt Folge geben. Sie hielt aber die Grundabsicht, Raum
für neue Lösungsmöglichkeiten zu öffnen, für prüfenswert und formulierte deshalb ein
Kommissionspostulat, das sich stark an den Solothurner Text anlehnt, dessen
imperativen Charakter jedoch abschwächt. Das Postulat wurde mit 23 zu 13 Stimmen
angenommen. 59

POSTULAT
DATUM: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI

Sport

Marcel Dobler (fdp, SG) forderte mittels eines Postulats die Ausarbeitung eines Berichts
zu den Vor- und Nachteilen einer strafrechtlichen Verfolgung des Eigengebrauchs von
Doping. Der Postulant erläuterte, dass der Eigengebrauch von Doping gegenwärtig nur
durch das Sportsystem selber sanktioniert werden könne, nicht aber auf Grundlage des
Sportförderungsgesetzes. Es sei jedoch ersichtlich geworden, dass der Sport alleine
nicht in der Lage sei, «die Schattenseiten des Sports» zu bekämpfen. Zudem zeigten
die Nachbarländer Frankreich, Italien, Deutschland und Österreich, dass der
Eigengebrauch von Doping mit gesetzlichen Regelungen strafrechtlich erfolgreich
verfolgt werden könne. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates. Dem
kam der Nationalrat in der Wintersession 2019 stillschweigend nach. 60

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Auf Initiative der damaligen Nationalrätin Roth-Bernasconi (sp, GE) war 2011 eine
eigenständige Strafnorm geschaffen worden, die die Verstümmelung weiblicher
Genitalien unter Strafe stellt. In einem Postulat forderte Natalie Rickli (svp, ZH) im Jahr
2018 nun die Erarbeitung eines Berichts, der aufzeigen soll, mit welchen Massnahmen
der Schutz von Mädchen und Frauen vor einer Genitalverstümmelung verbessert
werden könnte. Rickli bezog sich in ihrer Begründung auf einen kurz zuvor in der
Sonntags-Zeitung erschienenen Artikel, gemäss welchem bis zum gegebenen Zeitpunkt
noch keine einzige Strafanzeige wegen Genitalverstümmelung eingegangen sei. Sie
verlangte daher vom Bundesrat zu überprüfen, weswegen dies bis anhin nicht der Fall
gewesen sei. Zudem sollte der Bundesrat in seinem Bericht Möglichkeiten zur
Verbesserung der Strafverfolgung aufzeigen. Der Bundesrat beantragte Annahme des
Postulats und der Nationalrat überwies dieses in der Herbstsession 2018
stillschweigend. 61

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
MARLÈNE GERBER
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Familienpolitik

Dans les années 1980, plus de 11'000 enfants Sri-Lankais ont été adoptés par des
parents européens. Plusieurs enquêtes ont révélé des soupçons de vol ou de vente de
ces enfants. La députée Ruiz (ps, VD) appelle le Conseil fédéral à faire la lumière sur les
adoptions illégales en Suisse dans les années 1980 d'enfants venant du Sri Lanka. Un
rapport sur la véracité des allégations, les mesures prises par les autorités à l'époque et
les informations détenues par celles-ci permettront de rendre justice aux familles ainsi
que d'éventuellement adapter la pratique actuelle. Le Conseil fédéral a proposé
d'accepter le postulat, qui a été combattu par Yves Nidegger (udc, GE) et est donc
renvoyé. 62

POSTULAT
DATUM: 16.03.2018
SOPHIE GUIGNARD
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